
Rolle der Frau als Mutter und ihre Bedeutung
für die Familie überbetont. Hauswirtschafts-
schulen bereiten die Frauen auf traditionelle Rol-
len vor; das führt in der Praxis zu indirekter Dis-
kriminierung und faktischer Ungleichheit. Die
zahlreichen Fälle von häuslicher Gewalt sowie
der verbreitete Frauenhandel sind alarmierend
und erfordern dringend staatliche Gegenmaß-
nahmen. Die große Zahl von Schwangerschafts-
abbrüchen deutet darauf hin, daß die Abtrei-
bung als Mittel der Familienplanung verwendet
wird.
In Südafrika, das ebenfalls seinen Erstbericht
vorgelegt hatte, beeinträchtigen die Nachwir-
kungen der Apartheid, darunter Arbeitslosig-
keit, Analphabetismus und Armut, auch die
Stellung der Frau. Die südafrikanische Verfas-
sung schenkt den religiösen und anderen Tradi-
tionen große Beachtung; dies hat allerdings
auch zur Folge, daß im Widerspruch zur Kon-
vention selbst diskriminierende Praktiken zum
Nachteil der Frauen anerkannt werden. Der 
CEDAW mahnte die südafrikanische Regie-
rung, die Gleichstellung von Mann und Frau
rechtlich abzusichern; Voraussetzung hierfür ist
zunächst eine Legaldefinition des Diskriminie-
rungstatbestands. Die Expertinnen verlangten
zusätzliche Informationen über die Praxis der
Genitalverstümmelung. Die hohe Gewaltbereit-
schaft in der südafrikanischen Gesellschaft trifft
insbesondere Frauen; häusliche Gewalt, sexuel-
ler Mißbrauch von Kindern sowie Vergewalti-
gungen sind an der Tagesordnung. Um den An-
teil der Frauen im öffentlichen Leben zu ver-
mehren, erscheint die Einführung von Quoten
erforderlich. Immerhin übersteigt die Zahl der
weiblichen Parlamentarier in Südafrika die in
vielen westlichen Ländern; der Anteil von Frau-
en in politischen Schlüsselpositionen wächst.
Erhebliche Informationslücken enthält der Be-
richt Nigerias. Zwar hat das Land die Konventi-
on vorbehaltlos ratifiziert und auch ein Ministe-
rium für Frauenfragen eingerichtet. Verbesse-
rungen sind auf dem Gebiet der Schulbildung,
bei der Bekämpfung des Analphabetismus so-
wie bezüglich der Zahl der Frauen in Entschei-
dungspositionen zu beobachten. Bei der Umset-
zung verbleiben jedoch erhebliche Defizite. Kul-
turelle Vorurteile und das Nebeneinander dreier
Rechtssysteme – des modernen Gesetzesrechts,
der traditionellen Normen der einzelnen ethni-
schen Gruppen und des islamischen Rechts – 
erschweren Änderungen der Rechtslage. Auf
dem Lande haben die Frauen nur in einge-
schränktem Maße Zugang zur Schulbildung; 
ihre wirtschaftliche Betätigung leidet unter der
Schwierigkeit, Kredite zu bekommen.
In Panama ist die Konvention in die nationale
Rechtsordnung inkorporiert. Positiv bewertete
der Ausschuß darüber hinaus die Schaffung
spezieller Familiengerichte und den hohen Bil-
dungsstand der panamaischen Frauen. Die Be-
sonderheiten der Panamakanalzone führen im
ganzen Land zu einer speziellen politischen,
wirtschaftlichen, sozialen und rechtlichen Si-
tuation, aus der auch Hindernisse für die Umset-
zung der Konvention resultieren.
Die schwierige wirtschaftliche Situation, die
hohe Auslandsverschuldung sowie die zahlrei-
chen Flüchtlinge im Land erschweren die Um-
setzung der Konvention in Tansania. Lobend
äußerten sich die Expertinnen über die Einrich-

tung eines Frauenministeriums und die Straf-
barkeit der Genitalverstümmelung. Anderer-
seits enthält die Verfassung keine ausdrückliche
Definition der geschlechterspezifischen Diskri-
minierung. Ungleichbehandlungen bleiben an
der Tagesordnung. Nur wenige Frauen haben
politische Entscheidungspositionen inne. In den
ländlichen Gebieten kommt es zu Benachteili-
gungen mit Blick auf das Erbrecht und Eigen-
tumsrechte. Die zahlreichen Fälle von Gewalt
gegen Frauen sollten durch eine strafrechtliche
Sanktionierung bekämpft werden.
Der neuseeländische Bericht zeigt Verbesse-
rungen der Situation der Maori-Frauen. Gelobt
wurde auch die Verabschiedung eines Gesetzes
zur Bekämpfung der häuslichen Gewalt. Dem-
gegenüber kritisierte der CEDAW den Vorbe-
halt Wellingtons gegen die Konventionsbestim-
mung über den Mutterschaftsurlaub. Da sich die
Aufgaben des Frauenministeriums auf Bera-
tung und Koordination beschränken, vermag die
Behörde nicht wesentlich zur Förderung der
Frauenrechte beizutragen. Der Anstieg von Teil-
zeit- und Gelegenheitsarbeiten oder die unter-
schiedliche Entlohnung von Frauen und Män-
nern sind wirtschaftliche Faktoren, die die Si-
tuation der Frauen beeinträchtigen. Die Privati-
sierung des Gesundheitswesens erschwert die
Möglichkeiten des Zugangs zu der entsprechen-
den Versorgung. Hiervon sind vor allem Frauen
betroffen.
Trotz Wirtschaftskrise und terroristischer Ge-
walt bemüht sich die Regierung Perus um die
Frauenförderung; beispielsweise wurde ein Mi-
nisterium für Frauenfragen eingerichtet. Das
größte Hindernis bei der Umsetzung der Kon-
vention stellt die verbreitete Armut dar. Fast ein
Fünftel der Frauen lebt deutlich unterhalb der
Armutsgrenze. Die traditionellen sozio-ökono-
mischen Strukturen tragen zur Überlieferung von
Vorurteilen und Frauendiskriminierung bei. Die
peruanische Verfassung formuliert das Diskri-
minierungsverbot so, daß zugleich Fördermaß-
nahmen in Form von Quotenregelungen un-
zulässig sind. Es ist für die Frauen schwierig, in
Entscheidungspositionen zu gelangen. Häusli-
che Gewalt wird nur unzureichend bekämpft.
Als weitere Defizite vermerkte der CEDAW
den verbreiteten Analphabetismus, die hohe
Schulabbrecherquote bei den Frauen, die be-
trächtliche Mütter- und Kindersterblichkeit und
die große Zahl von Abtreibungen. Die häufigste
Todesursache bei Frauen in Peru stellen die
Schwangerschaft oder damit im Zusammen-
hang stehende illegale Abtreibungen dar. In die-
sem Zusammenhang betonten die Expertinnen,
daß eine Unterstrafestellung nicht der richtige
Weg zur Bekämpfung dieses Mißstandes sei.
Der CEDAW lobte die Fortschritte, die die Re-
publik Korea bei der Verwirklichung der Frau-
enrechte erzielt hat, unter anderem bei der Be-
kämpfung von Gewalt gegen Frauen. Allerdings
weist der von der Regierung vorgelegte Bericht
Informationslücken auf. Das in der südkoreani-
schen Verfassung enthaltene geschlechterspezi-
fische Diskriminierungsverbot sanktioniert al-
lein direkte, nicht jedoch mittelbare Benachtei-
ligungen. Die koreanische Gesellschaft ist noch
immer patriarchalisch geprägt. Traditionelle
Vorurteile über die Rolle der Frau bestehen fort;
nur wenige Frauen nehmen am sozialen und po-
litischen Leben teil. Die hohe Arbeitslosenrate

der Frauen ist besorgniserregend. Gewürdigt
wurde, daß die Regierung den koreanischen
Zwangsprostituierten der japanischen Armee
eine monatliche Rente zahlt, medizinische Un-
terstützung gewährt und sie bei der Wohnraum-
beschaffung unterstützt. r

Preis der Leistungsgesellschaft

MONIKA LÜKE

Rechte des Kindes: 17.–19. Tagung des Aus-
schusses – Gewalt gegen Kinder weit verbrei-
tet – Kinderarbeit geht zu Lasten der Schul-
bildung

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 4/1998
S. 149ff. fort. Text des Übereinkommens: VN
3/1990 S. 112ff.)

Mehr Vertragsstaaten als die Vereinten Natio-
nen Mitglieder haben weist das Übereinkom-
men über die Rechte des Kindes auf. Damit ist
es weiterhin das populärste menschenrechtliche
Vertragswerk. Irrig wäre indes die Annahme,
daß der universellen Zustimmung weltweit eine
gleichermaßen umfassende Verbesserung der La-
ge der Kinder entspricht. Dies wird anhand der
Arbeit des Ausschusses für die Rechte des Kin-
des (CRC) überaus deutlich. 1998 traten die
zehn Sachverständigen des CRC dreimal für je-
weils drei Wochen zusammen: vom 5. bis 23.
Januar (17. Tagung), vom 18. Mai bis zum 5.
Juni (18. Tagung) und vom 21. September bis
zum 9. Oktober (19. Tagung). Alle Sitzungsrun-
den wurden in Genf abgehalten.

17. Tagung
Auffällig war die Tatsache, daß Kinder in Ent-
wicklungs- wie in Industrieländern gleicher-
maßen unter Armut leiden, sowie die steigende
Selbstmordrate unter Jugendlichen.
Die vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen
gegen Libyen verhängten Sanktionen beeinträch-
tigen nach Darstellung der Regierung Wirt-
schaft und Alltag, so auch die gesundheitliche
Situation und die Ausbildung der Kinder. Die
Tatsache, daß in Libyen der Schulbesuch ko-
stenfrei ist, führt zwar dazu, daß die überwie-
dende Mehrheit der Kinder die Grundschule be-
sucht. Kinderarbeit bleibt aber weit verbreitet.
Dabei werden den Kindern oftmals gefahrge-
neigte Tätigkeiten aufgetragen. Selbst wenn die
Leistungen des staatlichen Gesundheitssystems
unentgeltlich erfolgen und besondere Leistun-
gen für Personen mit Behinderungen umfassen,
seien die Sanktionen der Staatengemeinschaft
mit dafür verantwortlich, daß zahlreiche Kinder
an Unterernährung leiden. Die innerstaatliche
Rechtslage steht nicht vollständig im Einklang
mit der Konvention. Darüber hinaus existieren
faktische Defizite. Beispielsweise ist die kör-
perliche Züchtigung in vielen Elternhäusern an
der Tagesordnung. Den Experten sind Fälle von
Kindesmißbrauch bekannt. Häufig werden Kin-
der früh verheiratet.
Irland hat zahlreiche Gesetzesreformen zur Um-
setzung der in der Konvention enthaltenen Ver-
pflichtungen durchgeführt. Es fehlt allerdings
an einer koordinierten Politik. In den Familien
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wird die körperliche Züchtigung oftmals als Er-
ziehungsmittel anerkannt. Erschreckend ist der
Anstieg der Selbstmordrate unter Jugendlichen.
Auch die Zahl der alleinerziehenden Mütter
nimmt zu. Die Experten empfahlen die Einset-
zung eines unabhängigen Überwachungsor-
gans, beispielsweise in Gestalt eines Ombuds-
man.
In Mikronesienwird die Umsetzung der Kon-
vention durch die geographische Zusammenset-
zung des Staates, der aus 607 dünn besiedelten
Inseln mit ganz unterschiedlichen, teils isoliert
lebenden örtlichen Gemeinschaften besteht, er-
schwert. Weitere Hindernisse verursacht der
wirtschaftliche Strukturwandel. Die innerstaat-
liche Rechtslage entspricht nicht vollständig
den Vorgaben der Konvention. Es fehlt an Ge-
setzen, die Regelungen für eine Erwerbstätig-
keit der Kinder treffen, namentlich ein Min-

destalter festsetzen. Widersprüche zu den Vor-
gaben der Konvention bestehen darüber hinaus
im Adoptionsrecht. Die Experten monierten den
Anstieg der Selbstmordrate bei Jugendlichen.
Der Ausschuß, der sich neben der Berichtsprü-
fung stets auch der Aussprache zu Einzelthe-
men aus seinem Arbeitsbereich widmet, debat-
tierte über die spezifischen Probleme von Kin-
dern mit Behinderungen. Nach Ansicht des Ex-
pertengremiums sollten ihnen gleiche Rechte
und Chancen eingeräumt werden. Die Experten
setzten deshalb eine themenbezogene Arbeits-
gruppe ein.

18. Tagung
Bei der Prüfung der Berichte stachen die zahl-
reichen Bezugnahmen auf Kindesmißhandlung
in Familie, Schulen und Kinderbetreuungsein-
richtungen sowie die Diskriminierung von Kin-
dern aus Randgruppen ins Auge. Die Hochkom-
missarin für Menschenrechte, Mary Robinson,
äußerte sich vor dem CRC besorgt über die Ver-
breitung des Kinderhandels und der Kinderpro-
stitution.
In Ungarn haben die mit dem Übergang zur
Marktwirtschaft verbundenen wirtschaftlichen,
sozialen und politischen Herausforderungen der
letzten Jahre erhebliche Auswirkungen auf die
Situation der am meisten verwundbaren Grup-
pen der Bevölkerung gehabt; zu diesen zählen
auch die Kinder. Weiterhin bestehen Divergen-
zen zwischen der von der Konvention vorgege-
benen und der innerstaatlichen Rechtslage, ins-
besondere fehlen Überwachungsmechanismen.
Im Ausbildungswesen sowie bei der Gesund-
heitsvorsorge wurden aber beträchtliche Fort-
schritte erzielt. Obwohl sich der Lebensstan-
dard der Roma in Ungarn verbessert hat, blei-
ben Diskriminierungen dieser Bevölkerungs-
gruppe an der Tagesordnung, beispielsweise im
Gesundheits- und Erziehungswesen. Kindesmiß-
handlungen, insbesondere physische Gewalt und
sexueller Mißbrauch innerhalb der Familie, in
der Schule und in Erziehungseinrichtungen be-
unruhigten die Experten. Zur Besorgnis Anlaß
geben weiterhin Kinderprostitution, Drogen-
konsum und die ansteigende Selbstmordrate un-
ter Kindern.
In der Republik Koreabesitzt die Kinderrechts-
konvention denselben Status wie innerstaatli-
ches Recht. Ihre Gewährleistungen können vor
südkoreanischen Gerichten eingeklagt werden.
Die innerstaatliche Rechtslage befindet sich
aber nicht vollständig im Einklang mit den Be-
stimmungen der Konvention. Die Kindersterb-
lichkeit ist hoch. In Familie und Schule ist die
körperliche Züchtigung als Erziehungsmittel
anerkannt und wird dementsprechend prakti-
ziert. Kindesmißbrauch erfolgt auch in der Fa-
milie. Lobend äußern sich die Experten über die
kostenfreien Leistungen im Erziehungs- wie im
Gesundheitswesen.
In Fidschi verteilt sich die Bevölkerung auf 330
Inseln; dies erschwert die Umsetzung der Kon-
vention. Eine Schulpflicht fehlt; ein Großteil
der Schulen ist in nichtstaatlicher Hand. Das
Mindestalter für die Eheschließung entspricht
nicht den Vorgaben des Übereinkommens.
Weitere Probleme bilden die häusliche Gewalt
sowie die Ausbreitung des Drogenmißbrauchs.
Nichteheliche Kinder werden diskriminiert. Zur
Stärkung der Rechte der Kinder wird die Schaf-

fung des Amtes eines Ombudsman empfoh-
len.
Obwohl die Bemühungen Japans zur Verwirk-
lichung der Kinderrechte in weiten Teilen bei-
spielhaft sind, leiden doch besonders die Kinder
unter den Härten der japanischen Leistungsge-
sellschaft. Der hohe Leistungsdruck im Schul-
system verursacht Streß; den Kindern bleibt we-
nig Raum für Freizeit, Erholung und Sport. Ent-
wicklungsstörungen sind die Folge. Trotz eines
gesetzlichen Verbots ist die körperliche Züchti-
gung in den Schulen an der Tagesordnung. Die
japanische Gesellschaft diskriminiert nichtehe-
liche Kinder und Mädchen. Kritisiert wird auch,
daß die Kindererziehung überwiegend den Müt-
tern überantwortet bleibt.
Bei der Bewertung des Berichts der Malediven
lobten die Experten die Maßnahmen des Staates
gegen Sextourismus und Drogenmißbrauch.
Kritisiert werden die gesetzlichen Altersgren-
zen. Konventionswidrig werden 16-jährige im
Strafprozeß wie Erwachsene behandelt. Das
Mindestalter für die Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit legt die maledivische Rechtsordnung
entgegen den Bestimmungen der einschlägigen
ILO-Übereinkommen auf 15 Jahre fest. Mäd-
chen, Kinder mit Behinderungen sowie uneheli-
che Kinder werden diskriminiert.
Zwar ist die Situation der Kinder in Luxemburg
im Vergleich zu zahlreichen anderen Staaten
vorbildlich. Seit der Ratifikation der Konventi-
on ergaben sich jedoch kaum Verbesserungen;
vorhandene Mißstände blieben bestehen. Eine
beträchtliche Zahl von Kindern lebt nicht in ih-
rer Familie, sondern in Heimen oder Pflegefa-
milien. Uneheliche Kinder werden noch immer
diskriminiert. Durch das Angebot der modernen
Kommunikationsmedien, insbesondere Internet
und Videofilme, sind die Kinder verstärkt Ge-
waltdarstellungen und Pornographie ausgesetzt.
Auffällig sind die psychischen Probleme von
Kindern, die teilweise bis zum Selbstmord füh-
ren.

19. Tagung
Die begutachteten Berichte verdeutlichen, in
welchem Maße wirtschaftliche Probleme die
Kinderrechte beeinträchtigen.
In Ecuador wird die Verwirklichung der Kon-
vention durch Naturkatastrophen erschwert.
Das Klimaphänomen ›El Niño‹ hat erhebliche
landwirtschaftliche Schäden verursacht und
darüber hinaus die übrige Infrastruktur geschä-
digt. Wirtschaftliche Faktoren wie Strukturan-
passungsmaßnahmen und hohe Auslandsschul-
den wirken sich auf die Situation der Kinder
aus. Armut ist weit verbreitet. Auch wenn die
neue Verfassung Vorschriften über die Förde-
rung und den Schutz der Kinderrechte enthält,
befindet sich die innerstaatliche Rechtsordnung
nicht vollständig im Einklang mit den Vorgaben
des Übereinkommens. Die Behörden koordinie-
ren ihr Vorgehen nicht in ausreichendem Maße.
Die Staatsausgaben im Sozialsektor wurden er-
heblich gekürzt. Kinder aus indigenen Gemein-
schaften, afro-europäische Kinder, Mädchen
und Kinder mit Behinderungen leiden unter
Diskriminierungen. Kindesmißbrauch und Kin-
desmißhandlung sind in Familie und Schule an
der Tagesordnung.
Weil der nördliche Teil Iraks nicht unter der
Kontrolle Bagdads steht, fehlt es der Regierung
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Vom Generalsekretär vorgeschlagen und am 23.
April von der Generalversammlung bestätigt wur-
de die Ernennung von Mark Malloch Brown zum
Administrator des Entwicklungsprogramms der
Vereinten Nationen. Vor seiner Berufung war
Malloch Brown mehrere Jahre Weltbank-Vize-
präsident für Außenbeziehungen und Angelegen-
heiten der Vereinten Nationen. In den Dienst
der Weltbank war er 1994 getreten. Davor ar-
beitete er bei einem Beratungsunternehmen, der 
Sawyer-Miller-Gruppe, und beriet eine Reihe 
von Kandidaten in Wahlkämpfen, unter anderem 
Corazon Aquino. Für den ›Economist‹ war er von
1977 bis 1979 als politischer Korrespondent
tä-tig; später gründete er den ›Economist Deve-
lopment Report‹ und zeichnete von 1983 bis 1986
für diese Monatsschrift verantwortlich. Von 1979
bis 1983 arbeitete er für den UNHCR. Mark Mal-
loch Brown hatte in Cambridge und an der Uni-
versität von Michigan studiert. Der Endvierziger
ist verheiratet und hat drei Kinder. – Die Position
des UNDP-Administrators galt bisher als ein
Erbhof der Vereinigten Staaten im UN-System.
Verschiedentlich wurde gemutmaßt, daß die Zu-
stimmung Washingtons zur Berufung des Briten
Malloch Brown durch dessen zweite (US-ameri-
kanische) Staatsbürgerschaft erleichtert wurde.



nach eigenen Angaben an Informationen über
die Realisierung der Konvention in diesem 
Teil des Staates. Das Embargo des Sicherheits-
rats verschlechtert die wirtschaftliche Situation
erheblich und beeinträchtigt das tägliche Leben
der Bevölkerung sowie die Realisierung der
Kinderrechte. Die Experten lobten die Ein-
führung der allgemeinen Schulpflicht und 
würdigten das staatliche Programm zur Be-
kämpfung des Analphabetismus sowie die Fa-
milienplanungspolitik. In zahlreichen Punkten
befindet sich die irakische Rechtsordnung je-
doch nicht im Einklang mit den Vorgaben der
Konvention. Sozialleistungen werden als staat-
liche Wohltaten verstanden, was nicht dem
Rechtsansatz des Übereinkommens entspricht.
Das Mindestalter für den Militärdienst liegt bei
nur 14 Jahren. Dadurch, daß Haftstrafen bei
Kindern nicht nur als letztes Mittel, sondern ex-
zessiv verhängt werden, verstößt das System
der Jugendgerichtsbarkeit gegen die Konventi-
on.
In Bolivien wirken sich die hohen Auslands-
schulden, staatliche Strukturanpassungsprogram-
me und die erheblichen Einkommensunterschie-
de in der Bevölkerung auch auf die Situation der
Kinder aus und erschweren die Umsetzung des
Vertragswerks. Zahlreiche Kinder fristen ihr
Leben als Straßenkinder. Um zum Lebensunter-
halt der Familie beizutragen, gehen insbesonde-
re in den ländlichen Gebieten die Kinder häufig
einer Erwerbstätigkeit nach. Weitere Diskre-
panzen zwischen der innerstaatlichen Gesetzes-

lage und den Gewährleistungen des Überein-
kommens zum Schutze der Kinderrechte exi-
stieren bei den Flüchtlingskindern und Kindern
von Asylbewerbern, die nicht in dem von der
Konvention geforderten Maße geschützt wer-
den.
Bei der Diskussion des Berichts Kuwaitslobten
die Experten die Einrichtung eines Menschen-
rechtsausschusses des Parlaments sowie die
Bemühungen der Regierung um die Beseiti-
gung der Landminen aus dem Zweiten Golf-
krieg. Die Nachwirkungen der kriegerischen
Auseinandersetzungen treffen zahlreiche Kin-
der und verursachen physische und psychische
Probleme. Die Verwirklichung der Konventi-
onsrechte wird auch dadurch behindert, daß
zahlreiche durch den Golfkrieg getrennte Fa-
milien noch nicht wieder zusammengeführt
wurden. Die Garantien der Konvention finden
sich in der kuwaitischen Rechtsordnung nicht
vollständig wieder. Alleinstehenden Frauen
und unverheirateten Paaren wird die Kinder-
erziehung durch staatliche Reglementierungen
erschwert. Es fehlt an einer gezielten Politik
zur Förderung und zum Schutz der Kinder-
rechte.
In Thailand garantiert die neue Verfassung die
Menschenrechte, darunter auch diejenigen der
Kinder. Andererseits beeinträchtigen die wirt-
schaftlichen Probleme des Landes, die hohe Aus-
landsverschuldung, die Strukturanpassungsmaß-
nahmen und der daraus resultierende Anstieg
von Armut und Arbeitslosigkeit zugleich die Si-

tuation der Kinder und verhindern die umfas-
sende Umsetzung der Kinderrechte. Die inner-
staatliche Rechtsordnung genügt den Vorgaben
des Übereinkommens nicht vollständig. Große
Probleme bereiten sexueller Mißbrauch, Aus-
beutung und Kinderpornographie; insbesondere
Straßenkinder sind gefährdet. Da Thailand die
Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 nicht
ratifiziert hat, werden sämtliche Flüchtlinge,
darunter oftmals auch Kinder, nach thailändi-
schem Recht zunächst als illegale Einwanderer
behandelt. Sie leben dann häufig in der Nähe
von Bangkok in überfüllten Lagern mit unzurei-
chender Nahrung. Kinder werden häufig als bil-
lige Arbeitskräfte ausgebeutet, obwohl sie die
im ILO-Übereinkommen Nr. 138 festgelegte
Altersgrenze für die Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit nicht erreichen. Thailand sollte, so der
CRC, dieses Übereinkommen umgehend ratifi-
zieren. Auch die Altersgrenze für die Strafmün-
digkeit ist zu niedrig.
Im Rahmen der themenbezogenen Diskussion
debattierte der Ausschuß die Rechtslage von
Kindern im bewaffneten Konflikt, wobei die
Experten ihrer Betroffenheit über die Verzöge-
rungen bei der Formulierung eines einschlä-
gigen Zusatzprotokolls zur Kinderrechtskon-
vention Ausdruck verliehen. In der Aussprache
über Kinder und Aids betonten die Experten 
die Notwendigkeit der Betreuung von infizier-
ten Kindern; ihre Diskriminierung sei zu ver-
hindern. Der Infizierung von gesunden Kindern
müsse vorgebeugt werden. r
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Der Leuchtturm ist ein Gegenstand von hoher
Symbolkraft. In den Wirtschaftswissenschaften
dient er als Paradebeispiel für ein ›öffentliches
Gut‹. Einmal errichtet, können alle vorbeizie-
henden Schiffe seinen Dienst in Anspruch neh-
men, ohne sich gegenseitig in der Nutzung zu
beeinträchtigen (Prinzip der Nichtrivalität im
Konsum); seine Leuchtsignale sind für alle
sichtbar, keinem Seefahrer können seine Dien-
ste verwehrt werden (Prinzip der Nicht-Aus-
schließbarkeit). Diese beiden Kriterien weisen
zugleich auf die Problematik eines öffentlichen
Gutes hin: da es kostenlos genutzt werden kann,
besteht kein Anreiz für den einzelnen, es auf
dem Markt anzubieten. Würde es einer tun,
müßte er die gesamten Kosten tragen, während
alle anderen als Trittbrettfahrer die Nutznießer
wären. Damit das Gut überhaupt bereitgestellt
wird, ist daher die Kooperation aller Nutznießer
oder das Engagement des Staates erforderlich.

Gerade wegen seiner Beispielhaftigkeit hat das
Entwicklungsprogramm der Vereinten Natio-
nen (UNDP) den Leuchtturm als Titelsymbol
für ein neues Buch gewählt, das die ›globalen
öffentlichen Güter‹ zum Thema hat. Eine Auto-
rengruppe um Inge Kaul, Leiterin des UNDP-
Büros für Entwicklungsstudien, nimmt darin
die Theorie der öffentlichen Güter zum Aus-
gangspunkt, um das bisherige Versagen der Ge-
sellschaften bei der Bewältigung globaler Kri-
sen zu erklären und neue Lösungsansätze zu
formulieren. Das Novum des Buches ist, daß es
das bislang auf die Ebene der Nationalökono-
mie bezogene Konzept öffentlicher Güter auf
die globale Ebene überträgt. Eine 48-seitige Zu-
sammenfassung des Bandes in deutscher Spra-
che hat das UNDP als Broschüre vorgelegt
(Globale öffentliche Güter. Internationale Zu-
sammenarbeit im 21. Jahrhundert); weitere In-
formationen zu dem Buch finden sich im Inter-
net unter folgender Kennung: http://www.undp.
org/globalpublicgoods/.
Globale öffentliche Güter sind nach der Defini-
tion der Autoren solche Güter, deren Nutzen
über Landesgrenzen und Regionen, Bevölke-
rungsgruppen und Generationen hinaus reicht.
Unter diese breite Definition fallen die klassi-

schen öffentlichen Güter Frieden und Sicherheit
ebenso wie eine intakte Umwelt, Gesundheit
oder das kulturelle Erbe; aber auch finanzielle
Stabilität, Wissen und Information und selbst
Fairneß und Gerechtigkeit. Im Zentrum des
Bandes steht eine Sammlung von Fallstudien,
die sich mit diesen unterschiedlichen Ausprä-
gungen globaler öffentlicher Güter auseinan-
dersetzen. Unter den insgesamt 29 Autoren sind
der Wirtschaftsnobelpreisträger Amartya Sen,
der Weltbank-Chefökonom Joseph Stiglitz und
der Harvard-Wirtschaftswissenschaftler Jeffrey
Sachs.
Folgt man der Argumentation der Autoren, ver-
sagen die Märkte bei der ausreichenden Bereit-
stellung globaler öffentlicher Güter. Die welt-
weiten ökologischen, sozialen und ökonomi-
schen Krisenerscheinungen werden als Unter-
versorgung mit diesen Gütern begriffen. Ähn-
lich wie auf nationaler Ebene das Marktver-
sagen als Legitimation für staatliches Handeln
dient, plädieren die Autoren angesichts globa-
len Marktversagens für eine verstärkte zwischen-
staatliche Kooperation. Bislang existieren hand-
lungsfähige Entscheidungsstrukturen als zwi-
schenstaatliches Pendant zum globalen Markt
jedoch allenfalls in Ansätzen. Wir haben es da-


